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Satzung zur Änderung der Satzung über den Migrations-
beirat der Landeshauptstadt München

vom 30. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung über den Migrationsbeirat der Landeshauptstadt 
München vom 16.10.1989 (MüABl. S. 402), zuletzt geändert 
durch Satzung vom 12.05.2021 (MüABl. S. 308), wird wie folgt 
geändert:

§ 8 Absatz 1a) wird wie folgt geändert:

Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Beschlüsse dürfen auch mittels Video- oder Telefonkonfe-
renzen gefasst werden.“ 

§ 2

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 15.12.2021 beschlossen.

München, 30. Dezember 2021	 I.V.  Verena Dietl
		  3. Bürgermeisterin
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Verordnung zur Änderung der Verordnung  
über den Einzugsbereich der Tierkörperbeseitigung  
für das Gebiet der Landeshauptstadt München

vom  30. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 1 
Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Tierische Nebenpro-
dukte-Beseitigungsgesetzes (BayAGTierNebG) vom 11.08.1978 
(BayRS 7831-4-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12.07.2017 (GVBl. S. 366), folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über den Einzugsbereich der Tierkörperbesei-
tigung für das Gebiet der Landeshauptstadt München vom 
19.11.1999 (MüABl. S. 455), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 04.08.2020 (MüABl. S. 467), wird wie folgt geändert:

§ 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Einzugsbereich der Tierkörperbeseitigungsanstalt der 
Fa. Berndt GmbH, 85445 Oberding für die Beseitigung von 
tierischen Nebenprodukten der Kategorien 1 und 2 (im Sinne 
der VO (EG) Nr. 1069/2009) umfasst das Gebiet der Landes-
hauptstadt München mit Ausnahme der Beseitigung von tieri-
schen Nebenprodukten im Bereich der Großviehschlachtung.

Für die Beseitigung von tierischen Nebenprodukten der Kate-
gorie 1 und Kategorie 2, die im Bereich der Großviehschlach-
tung anfallen, liegt die Beseitigungspflicht beim Zweckver-
band für Tierkörper- und Schlachtabfallbeseitigung Plattling, 
mit Sitz in 94447 Plattling.

Der Umgriff des Gebietes der Großviehschlachtung ergibt 
sich aus dem Lageplan Großviehschlachtung (Maßstab 
1:2500), ausgefertigt am 17.10.2013, der als Anlage zur Ver-
ordnung über den Einzugsbereich der Tierkörperbeseitigung 
für das Gebiet der Landeshauptstadt München Bestandteil 
dieser Verordnung ist.“

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 01.04.2022 in Kraft. 

Der Stadtrat hat die Verordnung am 15.12.2021 beschlossen.

München, 30. Dezember 2021		 I.V. Verena Dietl
			  3. Bürgermeisterin

Nachrichtliche Veröffentlichung einer Allgemeinverfügung 
zu der Bekanntmachung vom 30.12.2021 durch Veröffent-
lichung im Internet (www.muenchen.de/amtsblatt), in 
Rundfunk und Presse im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München vom 20.01.2022  

Vollzug des Bayerischen Versammlungsgesetzes  
(BayVersG) und der 15. Bayerischen Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung (BayIfSMV)
Allgemeinverfügung vom 30.12.2021 zu Versammlungen 
im Zusammenhang mit Protesten gegen Corona-Maß-
nahmen
Die Landeshauptstadt München erlässt gem. Art. 15 Abs. 1 
BayVersG i.V.m. § 9 Abs. 1 Satz 2 der 15. BayIfSMV und  
Art. 35 Satz 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (BayVwVfG) folgende

Allgemeinverfügung

1. �Im Stadtgebiet der Landeshauptstadt München werden  
alle stationären oder sich fortbewegenden Versammlungen 
im Zusammenhang mit Protesten gegen Corona-Maßnah-
men, wie beispielsweise sog. „Corona“-, „Montags“- oder 
„Abschluss“-„Spaziergänge“ bzw. Kerzendemos, untersagt, 
sofern die Anzeige- und Mitteilungspflicht nach Art. 13  
BayVersG nicht eingehalten ist.

2. Ziffer 1 gilt an folgenden Tagen:

Samstag, den 01.01.2022, von 0.00 bis 24.00 Uhr

Montag, den 03.01.2022, von 0.00 bis 24.00 Uhr

Mittwoch, den 05.01.2022, von 0.00 bis 24.00 Uhr

3. �Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 BayV-
wVfG am 30.12.2021 um 18.00 Uhr durch Veröffentlichung 
im Internet (www.muenchen.de/amtsblatt), in Rundfunk und 
Presse als bekannt gegeben und ist ab dem 01.01.2022, 
0.00 Uhr wirksam.

4. �Die Allgemeinverfügung ist bis zum Ablauf des 05.01.2022 
gültig.

Hinweise

1. �Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung können  
im Kreisverwaltungsreferat, Dienstgebäude Implerstr. 11,  
Zimmer 349, Tel. : 089/233-45090, 80337 München,  
nach vorheriger Terminvereinbarung eingesehen werden 
und sind auf der städtischen Internetseite unter  
www.muenchen.de/amtsblatt abrufbar.

2. �Die sofortige Vollziehbarkeit der Ziffern 1 und 2 dieser All-
gemeinverfügung besteht kraft Gesetzes, vgl. Art. 25  
BayVersG.

3. �Mit Geldbuße bis zu dreitausend Euro kann belegt werden, 
wer dieser vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt, vgl. 
Art. 21 Abs. 1 Nr. 6 BayVersG.

4. �Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer als Veranstalter oder als Leiter dieser 
vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt, vgl. Art. 20 Abs. 2 
Nr. 4 BayVersG.

5. �Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer zur Teilnahme an untersagten Versamm-
lungen auffordert, vgl. Art. 20 Abs. 2 Nr. 3, Art. 8 Abs. 3 
BayVersG.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines  
Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht München.

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a) Schriftlich an oder zur Niederschrift bei
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

b)	�Elektronisch nach Maßgabe der Bedingungen, die der  
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
www.vgh.bayern.de zu entnehmen sind
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Hinweise:
Die Klageerhebung per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen 
und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Ab 01.01.2022 
muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen 
grundsätzlich elektronisch einreichen.

München, 30. Dezember 2021	 Kreisverwaltungsreferat
		  Andreas Mickisch
		  Stadtdirektor

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem.  Art. 71 Satz 4 i. V. m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Maxhofstr. 78 
Gemarkung Forstenried / Flurnr. 636/84 / Stadtbezirk 19
Aufstockung eines Einfamilienhauses - VORBESCHEID

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 28.12.2021, Az.  1.7-2021-19244-33, wurde ein 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Inhalt des Vorbescheidsantrages ist im Wesentlichen die Ab-
frage der planungsrechtlichen Zulässigkeit der Erweiterung 
und Aufstockung in Holzbauweise eines bestehenden einge-
schossigen Bungalows mit flachem Dach. 

Den Nachbarn Fl.Nr.: 636/43, 636/81 und 636/44, die dem 
Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 71 Satz 4  
i. V. m. Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Vorbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 438, einsehen. Vereinbaren  
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-33@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233-24426.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 28. Dezember 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Pfälzer-Wald-Str. 2
Gemarkung Sektion VIII, Flurnr. 15844/10 und 15844/13, 
Stadtbezirk 16
Temporäre Nutzungsänderung eines Boardinghauses zu 
einer Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber sowie 
Anpassung der Freianlagen mit ergänzenden Angeboten 
für die Bewohner (Erstellen von Sitz-, Sport-, Spielmög-
lichkeiten, Fahrradstellplätzen, Kinderwagenraum,  
Mülleinhausung) befristet bis 30.04.2028

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 30.12.2021, Az. 1.1-2021-11176-31, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 15844/14, 15843/2, 15843, 15843/14, 
15844/34 und 15844/6, die dem Vorhaben nicht zugestimmt 
haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Die Zustellung gilt 
mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal
baukommission, Blumenstraße 19, einsehen. Vereinbaren  
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-31@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24355.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
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(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 30. Dezember 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Danklstr. 22 – 26
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 10671/3,  
Gemarkung Sektion VI
Anbau von Notleiteranlagen

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 30.12.2021, Az. 6024-1.2-2021-18119-23, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen erteilt.

Das geplante Vorhaben beabsichtigt den Anbau von Notleiter-
anlagen an der westlichen Hauswand.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 10651/9 und Fl.Nr.: 10671/0+2+6, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. 

Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
089 / 233 - 24015.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 30. Dezember 2021	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Türkenstr. 50
Gemarkung Sektion III, Flurnr. 4025/0, Stadtbezirk: 3
Neubau eines Wohn- und Geschäftsgebäudes  
mit Tiefgarage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.12.2021, Az. 1.2-2021-7552-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen, Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl. Nr.: 3931,4023, 4027, 4062, 4064 und 4066, 
die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, 
wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekannt-
machung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als 
bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 

sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 29. Dezember 2021	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Lindwurmstr. 125
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 10292/0,  
Gemarkung Sektion VI, Bezirk 02
RGB: Nutzungsänderung von Flächen für die Volkshoch-
schule zu Büro u. Verwaltung m. baul. Änderungen,  
Errichtung e. Satteldachs als neue Bürofläche m.  
Aufstockung Treppenraum 1, Neubau Aufzugsschacht 
Treppenraum 1 m. Anschluss an d. UG, Rückbau Holz-
Pultdach u. Neubau Flachdach m. Massivdecke, Umbau 
asymmetr. Sattel-/Mansarddach zu symmetr. Mansard-
dach, Erhöhung d. Treppenraums 2 um 1 m, Umbau  
TG-Zufahrtsrampe sowie TG-Erweiterung m. 9 neuen 
Stpl. u. Nebenräumen; Nebengeb.: Rückbau leichtes  
Pultdach u. Neuerrichtung Flachdach m. Massivdecke, 
Neubau Treppenraum m. Anschluss UG bis 1. OG,  
Nutzungsänderung im EG (Garage zu Büro u. Verwaltung)  
– TEKTUR zu 1.2-2020-21404-21 – 
Hier: Im Rückgebäude: Errichten von Satteldächern sowie 
eines Anbaus mit Flachdach in Verlängerung der Flach-
dachgaube als Erweiterung der Büroflächen im 5.OG. 
Im Nebengebäude: Errichtung eines Vollgeschosses als 
neue Bürofläche im 2.OG

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 30.12.2021, Az. 6024-1.202-2021-16301-21, 
wurde die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben 
unter Auflagen/Nebenstimmungen und Abweichungen er- 
teilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 10275/3, 10274 und 10294 , die dem Vor-
haben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzu-
stellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigen-
tum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erfor-
derliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Gleiches gilt für den Nachbarn FlNr. 10291, für den 
nur die Zustimmung der Hausverwaltung vorliegt, nicht aber 
die der einzelnen Sondereigentümer. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 220, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailad-
resse klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer 
233 - 21546.
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 30. Dezember 2021	� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Herzog-Wilhelm-Str. 17
Gemarkung München 1, Flurnr. 720/0, Stadtbezirk 1
Errichtung eines Pavillons und eines Swimmingpools auf 
der bestehenden Dachterrasse

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 05.01.2022, Az.1.1-2021-16590-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Ab-
weichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.:721, 719, 706, 725 , die dem Vorhaben 
nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine 
Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche Zu-
stellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustel-
lung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25560.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 05. Januar 2022	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Rosenheimer Str. 111
Gemarkung Sektion IX, Flurnr.16399/0, Stadtbezirk: 5
DG- und Speicherausbau, Anbau eines Außenaufzugs an 
ein Mehrfamilienhaus – TEKTUR zu 1.2-2019-2289-21

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 05.01.2022, Az.1.202-2021-8387-21, wurde  
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.:16397; Fl.Nr. 16392, Fl.Nr. 16398; Fl.Nr. 
16400 und Fl.Nr. 16401 , die dem Vorhaben nicht zugestimmt 
haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25560.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen.  
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-

fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 05. Januar 2022	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Hans-Preißinger-Str. 8 
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: 
Sektion VI, FlNrn. 10986/0 Stadtbezirk 6
Interimsquartier Gasteig / Halle C – Nutzungsänderung 
von Kabel-Werkstätten in einen Saal für Chorproben und 
Veranstaltungsraum bis 199 Pers.

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 07.01.2022, Az. 6024-1.1-2021-15804-23, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen und einer Abweichung zum Brandschutz erteilt.

Den Nachbarn Flurnummer 10964/0, 10964/3, 10964/4, 
10964/5, 10965/0 und 10979/0, die dem Vorhaben nicht zu
gestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine  
Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum 
von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforder
liche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25020.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
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(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 07. Januar 2022	� Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Nachrichtliche Veröffentlichung einer Allgemeinverfügung 
zu der Bekanntmachung vom 07.01.2022 durch Veröffent-
lichung im Internet (www.muenchen.de/amtsblatt), in 
Rundfunk und Presse im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München vom 20.01.2022.

Vollzug des Bayerischen Versammlungsgesetzes  
(BayVersG) und der 15. Bayerischen Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung (BayIfSMV)
Allgemeinverfügung vom 07.01.2022 zu Versammlungen 
im Zusammenhang mit Protesten gegen Corona-Maß-
nahmen

Die Landeshauptstadt München erlässt gem. Art. 15 Abs. 1 
BayVersG i.V.m. § 9 Abs. 1 Satz 2 der 15. BayIfSMV und  
Art. 35 Satz 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (BayVwVfG) folgende

Allgemeinverfügung

1. �Im Stadtgebiet der Landeshauptstadt München werden alle 
stationären oder sich fortbewegenden Versammlungen im 
Zusammenhang mit Protesten gegen Corona-Maßnahmen, 
wie beispielsweise sog. „Corona“-, „Montags“- oder sonsti-
ge „Spaziergänge“ bzw. „Kerzendemos“, untersagt, sofern 
die Anzeige- und Mitteilungspflicht nach Art. 13 BayVersG 
nicht eingehalten ist. Das bedeutet, dass sowohl das Ver-
anstalten von als auch die Teilnahme an solchen Versamm-
lungen verboten ist.

2. Ziffer 1 gilt an folgenden Tagen:
	 Montag, den 10.01.2022, von 0.00 bis 24.00 Uhr
	 Mittwoch, den 12.01.2022, von 0.00 bis 24.00 Uhr

3.	�Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 BayV-
wVfG am 07.01.2022 um 18.00 Uhr durch Veröffentlichung 
im Internet (www.muenchen.de/amtsblatt), in Rundfunk und 
Presse als bekannt gegeben und ist ab dem 10.01.2022, 
0.00 Uhr wirksam.

4. �Die Allgemeinverfügung ist bis zum Ablauf des 12.01.2022 
gültig.

Hinweise:

1. �Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung können im 
Kreisverwaltungsreferat, Dienstgebäude Implerstr. 11,  
Zimmer 349, Tel. : 089/233-45090, 80337 München,  
nach vorheriger Terminvereinbarung eingesehen werden 
und sind auf der städtischen Internetseite unter  
www.muenchen.de/amtsblatt abrufbar.

2. �Die sofortige Vollziehbarkeit der Ziffern 1 und 2 dieser All-
gemeinverfügung besteht kraft Gesetzes, vgl. Art. 25  
BayVersG.

3. �Mit Geldbuße bis zu dreitausend Euro kann belegt werden, 
wer dieser vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt, vgl. 
Art. 21 Abs. 1 Nr. 6 BayVersG.

4. �Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer als Veranstalter oder als Leiter dieser 
vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt, vgl. Art. 20 Abs. 2 
Nr. 4 BayVersG.

5. �Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer zur Teilnahme an untersagten Versamm-
lungen auffordert, vgl. Art. 20 Abs. 2 Nr. 3, Art. 8 Abs. 3 
BayVersG.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht München.

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a) Schriftlich an oder zur Niederschrift bei
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

b) �Elektronisch nach Maßgabe der Bedingungen, die der  
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
www.vgh.bayern.de zu entnehmen sind

Hinweise:

Die Klageerhebung per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen 
und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Ab 01.01.2022 
muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen 
grundsätzlich elektronisch einreichen.

München, 07. Januar 2022	 Kreisverwaltungsreferat	
		  i.V. Dr. Elmar Nordhues
		  Leitender Verwaltungsdirektor
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Heßstr. 23
Gemarkung Sektion III, Flurnr. 5001/0, Stadtbezirk: 3
Anbau von hofseitigen Balkonen

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 23.12.2021, Az. 1.231-2021-17925-22, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter
Abweichungen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: Fl. Nr. 5281, Fl. Nr. 5282, Fl. Nr. 5286,  
Fl. Nr. 5287, Fl. Nr. 5288, Fl. Nr. 5289 und Fl. Nr. 5291, die dem 
Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1
BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides 
zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailad-
resse plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-

fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 23.12.2021	 Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Corneliusstr. 25, Rückgebäude
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 11804/0,  
Gemarkung Sektion VI, Bezirk 02
Neubau eines Einfamilienhauses als 2-seitige  
Grenzbebauung in 2. Reihe (ohne Unterkellerung) 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 03.01.2022, Az. 6024-1.201-2021-14967-21, 
wurde die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben 
unter Auflagen/Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.11809, 11803 und 11791, die dem Vorha-
ben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzu-
stellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Ei-
gentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 220, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailad-
resse klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233 - 21546.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
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(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es be-
steht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 03. Januar 2022	� Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

		  HA IV – Lokalbaukommission

Kraftloserklärung verlorengegangener Sparkassenbücher

Die nachstehend aufgeführten, am 08.10.2021 als verloren 
aufgebotenen Sparkassenbücher, wurden mit Verfügung vom 
10.01.2022  für kraftlos erklärt, nachdem auf das erlassene 
Aufgebot innerhalb der dreimonatigen Einspruchsfrist Rechte 
Dritter nicht geltend gemacht wurden:

ausgestellt von der Stadtsparkasse München

Sparkassenbuch-Nr.	 auf den Namen des Einlegers	

2365781	� Franz Josef und  
Theres Aubrecht

3082872	 Eliana Ballesteros Olivas
72048325	 Veronika Benend
10503969	 Muhammet Cakil
3001238587	 Helga Dehghan-Führer
10511145	 Ruzhdi Gashi
908334857	 Alojz Godec
3001394174	 Edith Häusler
76362003	 Theresia Heigl
115003071	 Theresia Heigl
3002842197	 Julius Heim
4000403552	 Dr. Andrea Keller
99347684	 Dr. Judith Krack

41033986	 Erika Lück
3001674138	 Claudia Pennetti
3001104813	 Werner Pohlmann
3001916711	 Rosa Runzler
4000150088	 Karl Schwengsbier
908405210	 Andreas Strzyz
61431949	 Funda Umar-Kocademir
3001715782	 Bettina Von Ofen
61403184	 Hans Georg Waldmann
3000357438	 Peter Wallner
87314555	 Sigrid Wirth
909032393	 Ingrid Wolf
		

München, 10. Januar 2022	 Stadtsparkasse München
	 Direktion Prozesse und IT

Aufgebot verlorengegangener Sparkassenbücher

Die nachstehend aufgeführten Sparkassenbücher der Stadt-
sparkasse München wurden als verlorengegangen gemeldet 
und deshalb das Aufgebotsverfahren beantragt:

ausgestellt von der Stadtsparkasse München

Sparkassenbuch-Nr.	 auf den Namen des Einlegers	

3002011488	 Bauer Dominik	
62403340	 Bernard Robert
83063255	 Boesch Horst
3001744394	 Di Martino Viola
89037402	 Heintze Wilhelm
54028295	 Huttenlocher Luise
3000317234	 Liebl Anna
61327466	 Lohr Thomas
3000422174	 Mache Ulrike
18055830	 Mühlbauer Petra
95331088	 Nashold Irmgard Maria
32082398	 Poznanzki Günther
32360109	 Poznanzki Günther
3002832701	 Roth Theresia
3001379969	 Sattelberger Thomas
87054664	 Scharlock Hermann
19080829	 Schmidt Jakob	
47321377	 Ungar Wolfgang
28517381	 Wagner Brand
38019972	 Werner Josef
38019980	 Werner Josef
	
Es wurde am 10.01.2022 verfügt, das Aufgebotsverfahren  
gemäß Art. 33 ff AGBGB durchzuführen. Die Inhaber der  
vorstehend aufgeführten Sparkassenbücher werden hiermit 
aufgefordert, ihre Rechte unter Vorlage der Urkunden ab 
10.01.2022 binnen drei Monaten, d.h. bis spätestens 
11.04.2022 bei der Stadtsparkasse München, Ungererstraße 
75, 80805 München, anzumelden. Urkunden, für welche 
Rechte innerhalb der gesetzten Frist nicht geltend gemacht 
werden, werden nach Ablauf dieser Frist für kraftlos erklärt.

München, 10. Januar 2022	 Stadtsparkasse München
     	 Direktion Prozesse und IT
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Nachrichtliche Veröffentlichung einer Allgemeinverfügung 
zu der Bekanntmachung vom 11.01.2022 durch Veröffent-
lichung im Internet (www.muenchen.de/amtsblatt), in 
Rundfunk und Presse im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München vom 20.01.2022.

Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung  
von Infektionskrankheiten beim Menschen  
(Infektionsschutzgesetz – IfSG);
Maßnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus  
SARS-CoV-2 im Stadtgebiet München

Anlage
Lageplan Theresienwiese

Die Landeshauptstadt München erlässt gem. § 28 Abs. 1 
i.V.m. § 28a Abs. 8, Abs. 1 Nr. 2 des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG) i.V.m § 16 Abs. 1 der 15. BayIfSMV, Art. 35 Satz 2 des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) 
und § 65 Satz 1 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV)  
folgende

Allgemeinverfügung:

1. �Gemäß § 28 Abs. 1 IfSG i.V.m. § 28a Abs. 8, Abs. 1 Nr. 2 
IfSG gilt im gesamten Bereich der Theresienwiese, ausge-
nommen der Skate- und Streetballpark (schwarz markierte 
Fläche in der Anlage), an folgendem Tag die Verpflichtung, 
eine FFP2-Maske (Maskenpflicht) zu tragen:

	 Mittwoch, den 12.01.2022, von 16.00 Uhr bis 24.00 Uhr

	� § 2 Abs. 3 der 15. BayIfSMV gilt hinsichtlich der Ausnahmen 
zur Maskenpflicht entsprechend. Im Übrigen bleiben An
ordnungen zur Maskenpflicht in Versammlungsbescheiden  
unberührt.

2. �Der genaue räumliche Umgriff des Bereichs der Masken-
pflicht aus Ziffer 1 ergibt sich aus der Anlage. Die Anlage ist 
Bestandteil dieser Allgemeinverfügung.

3. �Die Allgemeinverfügung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG 
am 11.01.2022 ab 21:00 Uhr durch Veröffentlichung im  
Internet (www.muenchen.de/amtsblatt), in Rundfunk und 
Presse als bekanntgegeben und ist ab dem 12.01.2022, 
00.00 Uhr, wirksam.

4. �Diese Allgemeinverfügung ist bis zum Ablauf des 
12.01.2022 gültig.

Hinweise:

1. �Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung können im 
Kreisverwaltungsreferat, Dienstgebäude Ruppertstraße 19, 
Raum 42.73, Tel.: 089/233-45122, 80337 München nach 
vorheriger Terminvereinbarung eingesehen werden und  
ist auf der städtischen Internetseite unter  
www.muenchen.de/amtsblatt abrufbar.

2. �Die sofortige Vollziehbarkeit der Ziffer 1 dieser Allgemein-
verfügung besteht kraft Gesetzes, vgl. § 28 Abs. 3 IfSG 
i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG.

3. �Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG i.V.m. 
§ 28 Abs. 1 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
entgegen der Ziffer 1 der Allgemeinverfügung eine FFP2-
Maske nicht trägt. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 73 
Abs. 1a Nr. 6, Abs. 2 IfSG mit einer Geldbuße von bis zu 
fünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines  
Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht München.

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a) Schriftlich an oder zur Niederschrift bei
	 Bayerisches Verwaltungsgericht München
	 Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
	 Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

b)	�Elektronisch nach Maßgabe der Bedingungen, die der  
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
www.vgh.bayern.de zu entnehmen sind

Hinweis: Die Klageerhebung per einfacher E-Mail ist nicht zu-
gelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

München, 11. Januar 2022	 Kreisverwaltungsreferat
		  i.V. Dr. Nordhues
		  Leitender Verwaltungsdirektor
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Der Verbotsbereich umfasst die gesamte Theresienwiese und wird durch die Straßen 
Theresienhöhe, Bavariaring und Hans-Fischer-Straße begrenzt.  

Die Geh- und Fahrradwege entlang der Theresienwiese sind von dem Verbotsbereich erfasst, die 
gegenüberliegenden Geh- und Fahrradwege sind nicht erfasst. Ausgenommen von der 

Maskenpflicht ist der Skaterpark (schwarz markierte Fläche in der Anlage). 

Anlage 

Maskenpflicht auf der Theresienwiese 
 

 Mittwoch, den 12.01.2022, 16:00 Uhr bis 24:00 Uhr 
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Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Silvia Dichtl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de

Kontakte der Stadtpolitik

Stadtspitze

Oberbürgermeister Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.ob@muenchen.de 

Bürgermeisterin Katrin Habenschaden
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm2@muenchen.de

Bürgermeisterin Verena Dietl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm3@muenchen.de

Stadtrat

Fraktion Die Grünen – Rosa Liste
Rathaus, Zimmer 339
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 20, Fax 233-9 26 84
gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de

CSU-Fraktion
Rathaus, Zimmer 249
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 50, Fax 233-9 27 47
csu-fraktion@muenchen.de 

SPD/Volt – Fraktion
Rathaus, Zimmer 150
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 27, Fax 233-2 45 77
spd-rathaus@muenchen.de 

DIE LINKE./Die PARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 176
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 52 35, Fax 233-2 81 08
dielinke-diepartei@muenchen.de

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 218
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 45, Fax 233-2 04 36
fdpbayernpartei@muenchen.de

Fraktion ÖDP/München-Liste
Rathaus, Zimmer 118
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 69 22
oedp-ml-@muenchen.de 

AfD
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 30 64 75 68
info@afd-stadtrat-muenchen.de

Freie Wähler
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
freie-waehler@muenchen.de

Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Rosemarie Hingerl
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Gesundheitsreferat
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.gsr@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Kristina Frank
Denisstraße 2, 80335 München 
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Thomas Böhle
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Mobilitätsreferat
Leitung: Georg Dunkel
Implerstraße 7-9, 81371 München
mobilitaetsreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Dr. Alexander Dietrich
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Klima- und Umweltschutz
Leitung: Christine Kugler
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.rku@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Florian Kraus
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Thomas Bönig
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de
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Bezirksausschuss-Geschäftsstellen

Stadtbezirke 1 Altstadt – Lehel, 2 Ludwigsvorstadt – Isarvor-
stadt, 3 Maxvorstadt, 4 Schwabing-West, 12 Schwabing – 
Freimann
BA-Geschäftsstelle Mitte
Tal 13, 80331 München
Tel. 15 98 68 8-11, -22, -33, -44, -55, Fax 15 98 68 8-15
bag-mitte.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 6 Sendling, 7 Sendling – Westpark,
8 Schwanthalerhöhe, 18 Untergiesing – Harlaching, 19 Thal
kirchen – Obersendling – Forstenried – Fürstenried – Solln 
BA-Geschäftsstelle Süd
Meindlstraße 14, 81373 München
Tel: 233-3 38 80, -1, -2, -3, -9, Fax 233-3 38 85
bag-sued.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 20 Hadern, 21 Pasing – Obermenzing, 22 Aubing 
– Lochhausen – Langwied, 23 Allach – Untermenzing, 25 Laim
BA-Geschäftsstelle West
Bürgerzentrum Rathaus Pasing Landsberger Straße 486, 
81241 München
Tel. 233-3 72 -24, -30, 233- 3 73 5 -2, -3, -4, 233- 3 74 15,
Fax 233-3 73 56
bag-west.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 9 Neuhausen – Nymphenburg, 10 Moosach, 
11 Milbertshofen – Am Hart, 24 Feldmoching – Hasenbergl
BA-Geschäftsstelle Nord
Ehrenbreitsteiner Straße 28a, 80993 München
Tel. 15 98 68 93- 1, -2, -3, -5, Fax 159 86 89 21
bag-nord.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 5 Au – Haidhausen, 13 Bogenhausen, 14 Berg 
am Laim, 15 Trudering – Riem, 16 Ramersdorf – Perlach, 
17 Obergiesing – Fasangarten 
BA-Geschäftsstelle Ost
Friedenstraße 40, 81660 München
Tel. 233-61 48 -0, -1, -2, -3, -4, -6, 233-6 14 90,
Fax 233-6 14 85
bag-ost.dir@muenchen.de  

Zentrale Informationsquellen der Stadt München 

Internetangebot
muenchen.de/rathaus – unter dieser Adresse finden interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger alle Leistungen, Angebote, 
Ämter und Behörden der Stadtverwaltung im Internet.
Unter dem Begriff „Dienstleistungsfinder“ gibt es auch einen 
Online-Service für die am meisten nachgefragten Leistungen 
der städtischen Behörden. Hier erhält man Informationen zu 
Adressen, Erreichbarkeit, Antragsformularen, Hinweise zu be-
nötigten Unterlagen und Gebühren. Die direkte Adresse lautet 
muenchen.de/dienstleistungsfinder

Online-Services der Stadtverwaltung
Über 100 Dienstleistungen, die Sie bereits online erledigen 
können, finden Sie auch unter muenchen.de/onlineservices

Die Behördennummer 115
Mit einer leicht zu merkenden Rufnummer erhalten Bürgerin-
nen und Bürger einen direkten Draht zur Verwaltung. Wird 
eine Frage wie z.B. zum Wohnsitz anmelden, Ausweis bean-
tragen oder Fahrzeug ummelden, gestellt, beantworten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Service Centers der 
Landeshauptstadt München gerne Ihre Anliegen. Die 115 ist 
von Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr erreichbar.

Stadt-Information im Rathaus
In der Stadt-Information im Rathaus erhalten Sie Prospekte, 
Informationsmaterial und Formulare zu unterschiedlichen  
Themen. Die Mitarbeiter*innen stehen mit Rat und Hilfeleis-
tung zur Verfügung. Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 10 bis 
18 Uhr, Samstag 10 bis 16 Uhr. Telefon 22 23 24 oder Mail an 
stadtinformation@muenchen.de

München Handbuch
Antworten zu allen wichtigen Fragen an die Stadtverwaltung 
liefert das München-Handbuch. Von der Abfallberatung bis 
zum Zweckentfremdungsverbot bietet es ein breites Angebot 
städtischer Dienstleistungen übersichtlich aufbereitet mit  
Adressen, Öffnungszeiten und Beratungsmöglichkeiten. Die 
266 Seiten starke Broschüre gibt es kostenlos in der Stadt- 
Information im Rathaus.

Rathaus Umschau
Die Rathaus Umschau ist der offizielle Pressedienst der  
Landeshauptstadt München. Sie erscheint jeden Werktag ab  
12 Uhr unter ru.muenchen.de und kann als Mail-Newsletter 
sowie als Push-Nachricht abonniert werden unter der Adresse 
muenchen.de/ru-abo

Weitere Newsletter der Stadt München sowie von 
muenchen.de sind zu finden unter muenchen.de/newsletter

Ratsinformationssystem
Was macht der Münchner Stadtrat? Darüber informiert Sie 
RIS, das RatsInformationsSystem der Stadt München. RIS 
stellt unter ris-muenchen.de Ihnen die Anträge, Anfragen so-
wie die öffentlichen Vorlagen und Beschlüsse zur Verfügung, 
mit denen sich der Münchner Stadtrat befasst.

Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet
Unter der Adresse muenchen.de/stadtrat-live können Interes-
sierte die Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet 
mitverfolgen. Auf der Seite finden sich auch die Links zur  
jeweiligen Tagesordnung sowie zu den Sitzungsprotokollen.

Stellenausschreibungen der Stadt München
Informationen zur Stadt München als Arbeitgeberin sowie zu 
Stellenausschreibungen der Landeshauptstadt finden Sie  
unter muenchen.de/karriere

„Die Stadt informiert“
Wissenswertes zu aktuellen Themen der Stadt finden Sie  
unter stadtinfo.muenchen.de

Das „Münchner Stadtrecht“
Eine Sammlung der vom Stadtrat der Landeshauptstadt  
München erlassenen Satzungen und Verordnungen ist zu  
finden unter muenchen.de/stadtrecht

Elektronische Vergabeplattform der Stadt München
Seit 2018 werden EU-Ausschreibungen der Landeshauptstadt 
München nur noch elektronisch über die eVergabe-Plattform 
unter vergabe.muenchen.de veröffentlicht inklusive der ge-
samten Kommunikation mit Ihnen. Weitere Informationen un-
ter muenchen.de/ausschreibungen

Kartendienst der Münchner Stadtverwaltung
München GeoPortal ist die zentrale Plattform für Themenkar-
ten der Stadt München. Hier finden Sie u.a. den Amtlichen 
Stadtplan, die Bebauungspläne oder den Radlstadtplan. Neben 
den interaktiven Karten finden Sie zu den jeweiligen Themen 
auch Internetseiten mit weiterführenden Informationen.  
GeoPortal München ist erreichbar unter geoportal.muenchen.de 

Social Media Register
Eine Auflistung des Angebots der Stadt München und ihrer 
Einrichtungen im Bereich Social Media finden Sie unter 
muenchen.de/social-media-register 
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